t BFG
' BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/1100588/2018

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Dr. W in der Beschwerdesache des Bf., N-
StraBBe-xx, Gde X, vertreten durch XY, Rechtsanwalt, T-Gasse-xy, GDe Y, (iber die Beschwerde
vom 27. Juli 2018 gegen den Bescheid des Finanzamtes Z, S-StraRe-zz, Ge Z, vom 25. Juni 2018
betreffend Einkommensteuer fir das Jahr 2015 zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemaR § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Der angefochtene Bescheid bleibt unverandert.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

Der Beschwerdefiihrer (in der Folge kurz: Bf.) betrieb im Rahmen eines Einzelunternehmens
das Cafe AB” am Standort Gde X, T-StralRe-xx, und bezog daraus Einkiinfte aus Gewerbebetrieb.
Er ermittelte seinen Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG 1988. Zum 31. Dezember 2015 hat er seinen
Betrieb eingestellt und (unstrittig) aufgegeben.

Nach elektronischer Eingabe seiner Einkommensteuererkldrung fir das Jahr 2015 bei der Abga-
benbehdrde (eingelangt am 20.1.2017), mit welcher der Bf. unter Beriicksichtigung eines Uber-
gangsverlustes iHv 800,00 € und eines VeraulRerungsgewinnes (vor Freibetrag gemal

§ 24 Abs. 4 EStG 1988 im Betrage von 7.300,00 €; KZ 9021) iHv 30.333,33 € (KZ 9020) negative
Einkiinfte aus Gewerbebetrieb iHv gesamt 134,92 € (KZ 330) geltend machte, wurde der Bf. mit
Bescheid vom 28. Juni 2017 zur Einkommensteuer fir das Jahr 2015 veranlagt; dabei lieR die
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Abgabenbehdérde, nachdem trotz entsprechender Vorhaltung (vgl. Ergdnzungsersuchen vom
2.2.2017 sowie Erinnerungsschreiben vom 15.3.2017) keine Berechnungen bzw. Belege betref-
fend des geltend gemachten Ubergangsverlustes bzw. VerduRBerungsgewinnes vorgelegt wor-
den sind, den Ubergangsverlust unberiicksichtigt und brachte im Schitzungswege (§ 184 BAO)
einen Verdulerungsgewinn iHv 100.000,00 € und damit Einklinfte aus Gewerbetrieb iHv
70.331,75 € in Ansatz.

Mit Schreiben vom 15. Mai 2018 beantragte die steuerliche Vertretung des Bf. unter Vorlage
diverser Unterlagen [Internetseite Cafe AB’, Miet- u. Optionsvertrag mit der CD GmbH (jeweils
unvollstandig), Ermittlung Ubergangs- und Aufgabegewinn zum 31.12.2015, Beleg betreffend
Verkauf der Kaffeemaschine; Jahresabschluss zum 31.12.2015], diesen Einkommensteuerbe-
scheid 2015 vom 28. Juni 2017 gemal § 299 BAO aufzuheben und die Steuervorschreibung
“mit den richtigen Werten” (It. beiliegender Berechnung: Ubergangsverlust: 800,00 €; VerduRe-
rungs- und Aufgabeverlust: 22.918,65 €) durchzufihren.

Mit Bescheid vom 25. Juni 2018 hob das Finanzamt den Einkommensteuerbescheid 2015 vom
28. Juni 2017 gemal § 299 Abs. 1 BAO auf und berlicksichtigte in der gleichzeitig erlassenen
neuen Sachentscheidung ua. den beantragten Ubergangsverlust iHv 800,00 € und einen Veriu-
Rerungs- bzw. Aufgabegewinn iHv 29.618,90 € (VerdulRerungserlos Gebaude iHv 200.000,00 €
abziglich Grundanteil It. Anlagenverzeichnis iHv 30.000,00 € abziiglich Buchwert Gebaude iHv
140.381,10 €; den Entnahmewert der Anlagegititer brachte es mangels Nachweises in Hohe des
Buchwertes in Ansatz).

Gegen diesen Einkommensteuerbescheid 2015 vom 28. Juni 2017 erhob die steuerliche Vertre-
tung des Bf. in dessen Auftrag mit Schriftsatz vom 25. Juli 2018 Beschwerde, wandte sich dage-
gen, dass bei Bescheiderstellung nicht berticksichtigt worden sei, dass gemal (angeschlosse-
ner) Inventarliste viele Einrichtungsgegenstande vom Erwerber der Liegenschaft im Kaufpreis
von 200.000,00 € mitibernommen worden und somit im Kaufpreis inkludiert seien, und be-
gehrte sohin, den VeraulRerungsgewinn um die ibernommenen Inventargegenstande zu redu-

zieren.

Nach einem entsprechenden weiteren Vorhalteverfahren (vgl. das Erganzungsersuchen des Fi-
nanzamtes vom 6.8.2018, das Erinnerungsschreiben vom 28.9.2018 sowie das Schreiben der
steuerlichen Vertretung des Bf. vom 12.10.2018, wonach der beiliegenden Inventarliste die Be-
wertung jener Gegenstande zu entnehmen sei, welche an Herrn KB als Kaufer der Liegenschaft
Ubergeben worden seien, und dementsprechend eine Reduzierung des VerduBerungs- bzw.
Aufgabegewinnes um 22.000,00 € beantragt werde) wies das Finanzamt mit Einkommensteu-
erbescheid 2015 (Beschwerdevorentscheidung gemaR § 262 BAO) vom 24. Oktober 2018 die
Beschwerde als unbegriindet ab und gab nach entsprechender Darstellung des Verfahrensgan-
ges begrindend Folgendes (wortlich) an:
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““Der VerdufSerungsgewinn (Aufgabegewinn) im Sinne des § 24 Abs. 1 EStG ist der Betrag, um
den der VerdufSerungserlos nach Abzug der Verduferungskosten den Wert des Betriebsverma-
gens libersteigt. Werden einzelne Wirtschaftsgliter des Betriebsvermdgens im Rahmen der Auf-
gabe des Betriebes verdiufSert, ist als VerdufSerungserlés die Summe der erzielten Verduferungs-
preise anzusetzen. Soweit Wirtschaftsgiiter nicht verdufSert werden, ist der gemeine Wert die-
ser Wirtschaftsgiiter im Zeitpunkt der Uberfiihrung ins Privatvermégen als VerédufRerungserlés
anzusetzen.

Werden Grundstiicke im Zuge der Betriebsaufgabe in das Privatvermégen liberfiihrt, sind sie -
mit Ausnahme des Grund und Bodens - gemdf3 § 24 Abs. 3 EStG mit dem gemeinen Wert zu be-
werten. Grund und Boden ist mit dem Buchwert zu bewerten. Der gemeine Wert wird durch den
Preis bestimmt, der im gewdéhnlichen Geschdftsverkehr nach der Beschaffenheit des Wirt-
schaftsgutes bei einer VerdufSerung zu erzielen wiire.

Hinsichtlich der beschwerdegegenstdndlichen Liegenschaft wurde der Ermittlung des Entnah-
mewerts im Zeitpunkt der Betriebsaufgabe sowohl seitens des Bf. als auch seitens der Abgaben-
behérde der innerhalb von zwei Jahren nach der Betriebsaufgabe erzielte Verdiufserungspreis in
Héhe von 200.000,00 € zugrunde gelegt. Nach Ausscheiden eines Grundanteils iHv 30.000,00 €
verbleibt ein auf das Gebdude entfallender Verduferungserlés in Héhe von 170.000,00 €, wel-
cher seitens der Abgabenbehérde zur Ermittlung des Aufgabegewinns herangezogen wird. Bei
dieser Berechnung moniert der Bf., dass dariiber hinaus 22.000,00 € des herangezogenen Ver-
duferungserldses auf mit der Liegenschaft verdiufSerte Einrichtungsgegenstéinde entfallen.

In Punkt I. des gegenstdndlichen Kaufvertrags vom 7. September 2017 ist der Kaufgegenstand
mittels eines Grundbuchsauszugs klar und eindeutig dahingehend formuliert, dass es sich dabei
um die Wohnungseigentumsanteile am Geschdftslokal GR-x sowie am Autoeinstellplatz AE-xy
handelt. Punkt Ill. des Vertrags legt fest, dass der Kaufpreis fiir den unter Punkt I. beschriebe-
nen Kaufgegenstand 200.000,00 € betrdgt. Dariiber hinaus finden sich im gegenstéindlichen
Vertrag keine Regelungen liber eine anderweitige Aufteilung des Kaufpreises. Ebenso finden
sich keinerlei Zusatzvereinbarungen (iber allenfalls mitiibernommene und in der Héhe des Kauf-
preises berlicksichtigte Einrichtungsgegenstdnde.

In der vom Bf. im Rahmen des auf Bescheidaufhebung gemdf8 § 299 Abs. 1 BAO gerichteten An-
trags vom 15. Mai 2018 iibermittelten Ubergangs- und Aufgabegewinnermittlung zum 31. De-
zember 2018 (richtig wohl: 2015) wird bei der Position “Verkauf Gebdude" ebenfalls der Betrag
von 200.000,00 € abziiglich eines Grundanteils herangezogen. Es wird jedoch kein weiterer Be-
trag, welcher auf die Abgeltung von Einrichtungsgegenstéinden entfallen soll, in Abzug ge-
bracht, sondern vielmehr der Gesamtbetrag von 200.000,00 € abzliglich des Grundanteils zur
Ermittlung des Aufgabegewinns hinsichtlich des Gebdudes herangezogen. Bei der Ermittlung
des Aufgabegewinns wurde zudem von diesem VerdufSerungserlds lediglich der Buchwert des
Gebdudes, nicht jedoch der Buchwert weiterer mitberiicksichtigter Gegenstinde der Betriebs-
und Geschdiftsausstattung, abgezogen. Es wurde daher bei dieser Berechnung insgesamt aus-
schliefSlich die Liegenschaft mit dem VerdiufSerungserlés iHv 200.000,00 € in Verbindung ge-
bracht und keine anderen, allenfalls darin enthaltenen Positionen beriicksichtigt.

Im Rahmen der Beschwerde vom 25. Juli 2018 wird der Abgabenbehérde erstmals eine Inven-
tarliste vorgelegt. Diese ist nicht datiert und enthdlt keinen Bezug zum Kaufvertrag vom 7. Sep-
tember 2017. Es finden sich lediglich handschriftliche Vermerke des Namens des Kéiufers der
Liegenschaft bei einigen Gegenstéinden und es wird ersucht, diese Gegenstidnde vom Kaufpreis
in Abzug zu bringen. Mit welchen Betrdgen diese Gegenstéidnde beim Verkauf im Jahr 2017 be-
riicksichtigt worden seien, ist nicht ersichtlich. Uberhaupt liegt keine Vereinbarung iiber die
MitverdufSerung dieser Gegenstdnde oder deren Bewertung vor. Im Zuge der Vorhaltsbeant-
wortung vom 12. Oktober 2018 wird die erste Seite dieser Liste dahingehend ergdnzt, dass bei
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einigen Gegensténden ein Betrag hinzugefiigt wird. Es ist jedoch weiterhin keinerlei Zusammen-
hang zwischen diesen neuen handschriftlichen Vermerken und dem im Jahr 2017 vereinbarten
Kaufpreis bzw. dem im Jahr 2017 abgewickelten Liegenschaftsverkauf ersichtlich.

Zudem ldsst die H6he des Verkaufspreises, insbesondere im Vergleich zum Erwerb durch den Bf.
mit dem Unternehmenskaufvertrag vom 27. Februar 2014, darauf schliefSen, dass der nunmeh-
rige Verkauf ohne Einrichtungsgegenstdiinde erfolgte. Darliber hinaus wurde der im Vertrag vom
27. Februar 2014 vereinbarte Gesamtkaufpreis iHv 219.970,92 € ausdriicklich auf die Liegen-
schaftsanteile mit 164.387,63 € und auf das Zubehér mit 55.583,29 € aufgeteilt. Im Vertrag
vom 7. September 2017 werden dagegen weder neben der Liegenschaft mitverdufSerte Einrich-
tungsgegenstdnde explizit angefiihrt noch werden diese bewertet, sondern es wird lediglich die
Liegenschaft selbst als Kaufgegenstand angefiihrt und mit dem Kaufpreis von 200.000,00 € be-
wertet.

Insgesamt wird daher die Ermittlung eines Aufgabegewinns, der vom im beschwerdegegen-
stdndlichen Einkommensteuerbescheid 2015 angesetzten und auf der vom Bf. im Zuge des Be-
scheidaufhebungsantrags vom 15. Mai 2018 vorgelegten Gewinnermittlung basierenden Auf-
gabegewinn in Héhe von 29.618,90 € abweicht, weder nachvollziehbar dargelegt noch mit
Nachweisen belegt. Unter Beriicksichtigung der Gesamtumstdnde sowie der vorliegenden Un-
terlagen wird die Bewertung der gegenstdindlichen Liegenschaft im Rahmen der Ermittlung des
Aufgabegewinns 2015 mit dem im Jahr 2017 fiir diese Liegenschaft erzielten VerdufSerungspreis
nicht in Zweifel gezogen.“”

In der Folge beantragte die rechtliche Vertretung des Bf. in dessen Namen mit Schriftsatz vom
21. November 2018, die Beschwerde dem Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vorzulegen,
und behielt sich ein erganzendes Beschwerdevorbringen ausdriicklich vor.

Mit Vorlagebericht vom 14. Dezember 2018 legte das Finanzamt - wie dem Bf. zu Handen sei-
ner rechtlichen Vertretung mitgeteilt wurde - die in Rede stehende Beschwerde dem Bundesfi-
nanzgericht zur Entscheidung vor. Dabei verwies sie mangels eines weiteren inhaltlichen Vor-
bringens im Vorlageantrag auf die Ausfiihrungen in der Beschwerdevorentscheidung.

Ein weiteres erganzendes Beschwerdevorbringen wurde schlielRlich nicht mehr erstattet.

Das Bundesfinanzgericht (BFG) hat liber die Beschwerde erwogen:

Gemal § 24 Abs. 1 EStG 1988 sind VerdauRerungsgewinne Gewinne, die ua. bei der Veraule-
rung oder Aufgabe des ganzen Betriebes oder eines Teilbetriebes erzielt werden.

Nach Abs. 2 Satz 1 und 2 leg. cit. ist VerduRerungsgewinn “der Betrag, um den der VerdufSe-
rungserlés nach Abzug der VerdufSerungskosten den Wert des Betriebsvermégens oder den
Wert des Anteils am Betriebsvermégen (ibersteigt. Dieser Gewinn ist fiir den Zeitpunkt der Ver-
duferung oder Aufgabe nach § 4 Abs. 1 oder § 5 zu ermitteln.”

Wurde der Gewinn vor der VerduBerung oder Aufgabe gemafR § 4 Abs. 3 EStG 1988 ermittelt,
ist auf Grund des Ubergangs auf den Betriebsvermdgensvergleich auf den VerduBerungs- bzw.

4von7



Seite 5von 7

Aufgabezeitpunkt ein Ubergangsgewinn/-verlust iSd § 4 Abs. 10 EStG 1988 zu ermitteln und
beim Gewinn des letzten Gewinnermittlungszeitraumes vor der VerdauBerung bzw. Aufgabe zu
erfassen.

Die Hohe des VeraulRerungsgewinnes ergibt sich aus dem Kaufpreis zuzlglich den vom Kaufer
Uibernommenen Schulden abziiglich der Aktiva, bewertet zu Buchwerten.

Wirtschaftsgter, die im Zuge der VerdauBerung in das Privatvermogen des Veraulierers lber-
flhrt werden, sind nach hA - abgesehen von dem besonderen Steuersatz gemaR § 30a

EStG 1988 unterliegenden Grund und Boden ab 1. April 2012 (Bewertung mit dem Buchwert
gemalk § 24 Abs. 3iVm § 6 Z 4 EStG 1988) - mit dem gemeinen Wert im Zeitpunkt ihrer Uber-
fihrung anzusetzen. Dazu sei noch erwahnt, dass die Anordnung in § 24 Abs. 3 EStG 1988 Uber
die Bewertung mit dem gemeinen Wert zwar ausdricklich nur den Fall der Betriebsaufgabe be-
trifft, aber auch analog auf im Zuge einer BetriebsveraufSerung in das Privatvermogen Uber-
flihrte Wirtschaftsgliter angewandt wird.

Beim Aufgabegewinn tritt an die Stelle des Kaufpreises der Kaufpreis der einzelverduRerten
Gegenstande zuziglich den gemeinen Werten (der gemeine Wert wird gemal

§ 10 Abs. 2 BewG durch den Preis bestimmt, der im gewdhnlichen Geschaftsverkehr nach der
Beschaffenheit des Wirtschaftsgutes bei einer VerdauBerung zu erzielen ware) der in das Privat-
vermogen Uberfliihrten Gegenstdande abzliglich der Buchwerte (Aktiva) und Schulden [vgl. Do-
ralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG'8, § 24 Tz 189; Jakom/Kanduth-Kristen EStG, 2020,

§ 24 Rz 79 ff; Stiastny in Wiesner/Grabner/Knechtl/Wanke, EStG § 24 Anm 91, 119 u. 139 ff
(Stand 1.3.2018, rdb.at)].

Im vorliegenden Fall gehen beide Parteien des finanzgerichtlichen Verfahrens unstrittig vom
Vorliegen einer Betriebsaufgabe im Beschwerdejahr aus; sie gehen einhellig davon aus, dass
der Aufgabe- wie auch der Ubergangsgewinn/-verlust zum 31. Dezember 2015 zu ermitteln
und sohin im Beschwerdejahr zu besteuern ist.

Wihrend auBerdem der Ubergangsgewinn/-verlust von beiden Parteien iibereinstimmend mit
-800,00 £ als korrekt ermittelt angesehen wird, besteht nunmehr im konkreten Fall allein noch
Streit (iber die Hohe des im Beschwerdejahr anzusetzenden Aufgabegewinnes.

Bei Ermittlung des Aufgabegewinnes gehen die Parteien - der Vorgehensweise der Abgabenbe-
horde im Einkommensteuerbescheid 2015 vom 25. Juni 2018 folgend - nunmehr insofern kon-
form, als vom VerdulRRerungserlos It. Kaufvertrag vom 7. September 2017 iHv 200.000,00 € der
Grundanteil It. Anlagenverzeichnis im Betrage von 30.000,00 € sowie der Buchwert Gebaude
iHv 140.381,10 € in Abzug zu bringen sind. Unbestritten blieb im Ubrigen auch der mangels
entsprechenden Nachweises vorgenommene abgabenbehdordliche Ansatz der Betriebs- und
Geschaftsausstattung mit dem Buchwert.

Von Seiten des Bf. wird mit Beschwerdeschriftsatz vom 25. Juli 2018, erganzt mit Vorhaltsbe-
antwortung vom 12. Oktober 2018, allein beanstandet, dass zahlreiche (in der angeschlosse-
nen Inventarliste bezeichnete) Einrichtungsgegenstande an den Kaufer der gegenstandlichen
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Liegenschaft ibergeben worden sowie im Kaufpreis integriert gewesen seien und damit der
VerauBerungs- bzw. Aufgabegewinn (iHv 29.618,90 €) um 22.000,00 € (= Summe der Uberge-
benen Gegenstande) zu reduzieren sei.

Der erkennende Richter schlieBt sich diesbezliglich den im Verfahrensgang dargestellten ab-
schlagigen, insbesondere auf die klaren Vertragsregelungen vom 7. September 2017 gestlitzten
Ausflihrungen und Einschatzungen der Abgabenbehorde in ihrer Beschwerdevorentscheidung
vom 24. Oktober 2018, welchen der Bf. bzw. seine Vertretung trotz entsprechender Vorhalte-
wirkung in weiterer Folge auch nicht (etwa durch Vorlage das bf. Begehren stiitzender Unterla-
gen) entgegengetreten ist, an und verweist zur Vermeidung von unnotigen Wiederholungen
auf die diesbeziiglichen Ausfiihrungen des Finanzamtes, welche insoweit einen integrierenden
Bestandteil dieser Entscheidung bilden.

An dieser Stelle wird auch darauf hingewiesen, dass die Abgabenbehdérde wie auch das Bun-
desfinanzgericht gemall § 167 Abs. 2 BAO unter sorgfaltiger Berlicksichtigung der Ergebnisse
des Abgabenverfahrens nach freier Uberzeugung zu beurteilen haben, ob eine Tatsache als er-
wiesen anzunehmen ist oder nicht. Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts-
hofes genligt es hiebei, von mehreren Moglichkeiten jene als erwiesen anzunehmen, die ge-
genuber allen anderen Moglichkeiten eine Giberragende Wahrscheinlichkeit oder gar die Ge-
wissheit fur sich hat und alle anderen Méglichkeiten absolut oder mit weniger Wahrscheinlich-
keit ausschlieRt oder zumindest weniger wahrscheinlich erscheinen lasst (vgl. Ritz, BAQ®,

§ 267 Tz 8, und die dort zitierten VwGH-Judikate).

Angesichts der oben dargestellten Sach- und Rechtslage war daher dem Beschwerdebegehren
ein Erfolg zu versagen.

Zul3ssigkeit der Revision:

Gemal Artikel 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichts die ordentli-
che Revision zuldssig, wenn sie von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche
Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwal-
tungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechts-
frage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes uneinheitlich beantwor-
tet wird.

Im gegenstandlichen Beschwerdefall lag keine Rechtsfrage vor, der grundsatzliche Bedeutung
zukam. Die im Beschwerdefall zu I6senden Rechtsfragen beschrankten sich einerseits auf
Rechtsfragen, welche bereits in der bisherigen VwGH-Rechtsprechung beantwortet wurden
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und solche, welche im Gesetz eindeutig geldst sind. Im Ubrigen hing der Beschwerdefall von
der Lésung von nicht Giber den Einzelfall hinausgehenden Sachverhaltsfragen ab.

Gesamthaft war somit spruchgemaR zu entscheiden.

Feldkirch, am 8. Juni 2020

7von7



	Entscheidungsgründe
	Das Bundesfinanzgericht (BFG) hat über die Beschwerde erwogen:
	Zulässigkeit der Revision:


